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Das Fazit der britischen Wahl
Sozial oder sozialistisdi . . . .

IJ^ine Regierung, die bei jeder 
kleinen Grippe-Epidemie unter 

ihren Anhängern in Gefahr ist, 
über irgend ein unwichtiges Thema 
gestürzt zu werden, hat naturgemäß 
den Wunsch, möglichst bald einen 
festen Rückhalt zu bekommen. 
Doch gibt es eine derartige Mög­
lichkeit für die Labour Party, die 
zwar die absolute Mehrheit, jedoch 
nur einen Vorsprung von einem 
guten halben Dutzend vor der ver­
einten Opposition besitzt?

Das unentschiedene Ergebnis der 
britischen W ahl zwischen Labour 
und Tories zeigt bei näherer Ana­
lyse dieses: Die überwiegende
Mehrheit der Arbeiterschaft steht, 
einiger denn je  (und unter Aus­
schaltung aller offenen und ge­
tarnten Kommunisten), hinter der 
Labour-Führung. Labour hat, im 
ganzen gesehen, das volle Ver^ 
trauen seiner Anhänger —  und die 
Tories sind mehr denn je  deren 
„rotes Tuch". Anderseits hat der 
Mittelstand, einschließlich der klei­
nen Angestellten und der freien 
Berufe, es vorgezogen, für „mehr 
Freiheit" von Regierungs-Beschrän­
kungen zu stimmen. Dabei war 
nicht in  jedem Falle deutlich, ob 
dieser Freiheitsdurst aus dem tief 

, im britischen Charakter veranker­
ten liberalen Gefühl oder aus einer 
wohl überlegten Ablehnung sozia­
listischer Ideologie stammte. Man 
kann jedoch wohl summieren, daß 
der für eine ausreichende Labour- 
Mehrheit im Unterhaus erforder­
liche Stimmenteil aus dem Mittel­
stand wohl die s o z i a l e  Seite des 
Labourprogramms —  also Vollbe­
schäftigung, faire Verteilung aller 
knappen Güter und soziale Sicher­
heit —  billigt, jedoch nicht die 
s o z i a l i s t i s c h e  Seite fortge­
setzter Verstaatlichungen und am 
wenigsten die b ü r o k r a t i s c h e  
Seite gewaltiger Staatskonzerne 
und ärgerlicher einschränkender 
Vorschriften.

Damit wäre also ein ziemlich 
klarer Blick in die künftige Labour- 
Politik bis zur nächsten W ahl (die 
kaum vor dem Herbst und wahr­
scheinlich auch nicht später statt­
finden dürfte) g e t a n  falls die
wirtschaftlichen Umstände die glei­
chen bleiben sollten. Denn man 
brauchte nur in der Sozialisierungs­
politik (einschließlich der Verstaat­
lichung der Stahlindustrie) leise 
zu treten und bürokratische Ärger­
nisse zu beseitigen, dazu der Haus­
frau mit Hilfe des neuen Ernäh­
rungsministers ein freundlicheres 
Gesicht zu zeigen und die Chancen 
wären günstiger. V ieles spricht 
dafür, daß dieser Kurs von Attlee 
und den von ihm im Kabinett sehr 
verstärkten rechten Flügel" der 
Labour Party gesteuert werden 
wird.

Doch eine andere Schwierigkeit 
muß von der Regierung —  und der 
Opposition —  in Rechnung gestellt 
werden: D e r  W a h l t e r m i n  i m 
F e b r u a r  s o l l t e  L a b o u r  
f ü r  d e n  ( e r w a r t e t e n )  F a l l  
de r  W i e d e r w a h l  f r e i e  B a h n  
f ü r  e i n i g e  u n p o p u l ä r e ,  
j e d o c h  u n v e r m e i d l i c h e  
M a ß n a h m e n  z u r  L ö s u n g  
d e r  l a t e n t e n  b r i t i s c h e n  
K r i s e  s c h a f f e n :  Der Lohn­
stop bei steigenden Einzelhandels-

preisen für Lebensmittel und Ver­
brauchsgüter, bei denen sich all­
mählich die Auswirkungen der 
Abwertung zeigen, muß rigoros 
duichgehalten werden, ebenso na­
türlich der Dividenden- und Ge- 
hälterstop, auch wenn dies mehr 
psychologischen als ökonomischen 
Sinn hat. Gleichzeitig muß entweder 
die Gesamterzeugung in England 
erhöht oder ein größerer Teil der 
Produktion für den Export reser­
viert werden, um die Dollarlücke 
rechtzeitig bis 1952 wenn nicht 
schließen so doch genügend ver­
engen zu können, um weitere ame­
rikanische Hilfe in veränderter 
Form zu ermutigen. Das erfordert 
mehr oder intensivere Arbeit, mehr 
Investitionen für modernere An­
lagen und gleichzeitig Désinfla­
tion. Eine Erleichterung der Steu­
erlast für Unternehmen wie für 
qualifizierte Arbeitskräfte wäre als 
Ansporn für die Leistungssteige­
rung notwendig.

W ie soll Labour diese „Bereini­
gung", die im Grunde nichts ande­
res darstellt, als die Senkung des 
britischen Lebensstandards auf den 
„realistischen" Nachkriegsstand 
durchführen und gleichzeitig das 
Vertrauen der Arbeiter erhalten, 
das des Mittelstandes gewinnen? 
Die Konservativen scheinen 'der 
festen Überzeugung, dies sei eine 
unlösbare Aufgabe für Labour — 
und halten daher Abwarten für die
beste „Tory-Politik". (Gw.)

Herrscht heute Deflation?
Die Einseitigkeit monetärer Betrachtungen

T  Tnsere W irtschaft befindet sich 
U  in einer deflationistischen Kri­
se. Diese Auffassung ist weit ver­
breitet. Es spricht sehr viel für 
ihre Berechtigung. Deflation be­
deutet ein Zurückbleiben oder eine 
Verminderung des Geldvolumens, 
des Bar- und Buchgeldumlaufs 
im Vergleich zu den güterwirt­
schaftlichen Möglichkeiten. Der 
Zinssatz, die Kreditbedingungen, 
die steuerlichen Belastungen er-

schweren die Ausdehnung der Pro­
duktion. Mangelnde Kaufkraft und 
sinkende Preise mahnen zur Zu­
rückhaltung der unternehmerischen 
Initiative und führen zu Betriebs­
einschränkungen, zu Stillegungen 
und Entlassungen. 2 Millionen Ar­
beitslose, das ist das sichtbarste 
und bedrohlichste Kennzeichen ei­
ner deflationistischen Entwicklung.

Die Deflation hat auch positive 
Seiten. Die Preissenkung ist er-



wünscht. Sie kommt dem Konsu- 
inenten zu gute, zwingt zur Ratio-
i.alisxerung, zur Einsparung von 
Kosten und erhöht die W ettbe­
werbsfähigkeit gegenüber dem Aus­
land. Leider ist der Zugang zu den 
internationalen Märkten nicht nur 
von der Qualität der Leistung ab­
hängig. Mit deflationistischen Mit­
teln eine Steigerung der Ausfuhr 
erreichen zu wollen, scheint heute 
noch'aussichtsloser zu sein als vor 
20 Jahren. Deshalb Güter und Ar­
beitskräfte'hrach liegen zu lassen, 
ist nicht zu verantworten.

Diese ungenutzten Energien in 
Bewegung zu bringen, ist jedenfalls 
eine notwendige, eine dringliche 
und mit den modernen Mitteln der 
Kreditpolitik auch lösbare Aufgabe. 
Sie ist allerdings nicht ohne Ge­
fahren.“ Mit einer Kreditausweitung 
dürfen die Schwächen unserer 
volkswirtschaftlichen Struktur nicht 
verschleiert werden. Die Steige­
rung unserer Produktionskapazität 
ist das vordringlichste Anliegen 
der Kreditpolitik. Die Mehrung des 
Sozialproduktes ist ein güter- und 
arbeitswirtschaftlicher Vorgang. Er 
ist bei den Erschütterungen, die 
unsere Volkswirtschaft seit dem 
ersten W eltkrieg durchgemacht hat, 
mit ganz ungewöhnlichen struktu­
rellen Umschichtungen verbunden.

W er sich gegen Umstellungen 
und Abschreibungen sträubt, ruft 
nach Krediten oft am lautesten 
dort, wo sie volkswirtschaftlich am 
wenigsten fruchtbar sein können. 
Kredite sind bequemer als Kosten­
einsparungen. Bewilligen ist viel 
leichter, als „nein" sagen. Kosten­
senkung, Rationalisierung ist nicht 
nur eine Aufgabe der Betriebe, 
aondern auch der öffentlichen 
Hand, die einen wesentlichen Teil 
des Sozialprodukts in der Form 
von Steuern beansprucht.

Diese Tendenz struktureller Um­
schichtung kann durch eine groß­
zügige Kreditpolitik erheblich be­
einträchtigt werden. Die wirtschaft­
lichen Leistungen seit der W äh­
rungsreform sind beachtlich. Es 
darf nicht übersehen werden, daß 
noch 1945 etwa 9 Millionen Men­
schen in das Bundesgebiet einge­
strömt sind, daß 1949 allein 350 000 
Flüchtlinge und 250 000 Heimkehrer 
Unterkunft und Arbeit beanspruch­
ten. Die Arbeitsleistung in der 
gewerblichen W irtschaft ist von 50

auf fast 80 “/o der Vorkriegsleistung 
gestiegen. Trotzdem ist die Zahl 
der Arbeitslosen beängstigend hoch. 
In den nächsten Jahren fragen 
starke Jahrgänge von Schulabgän­
gern nach Arbeitsplätzen. Der Zu­
strom von Heimatlosen ist noch 
nicht abgeschlossen. Sehr viele 
Arbeitsplätze haben mit einer 
Krisenfestigkeit noch nichts zu tun. 
W as bedeutet allein die Umstellung 
der Landwirtschaft auf eine Be­
trieb sführung, in der kaufmännische 
Gesichtspunkte mehr als bisher 
zur Geltung kommen! Kredite zur 
Sicherung der bisherigen Beschäf­
tigung und zur Durchführung von 
Maßnahmen, die den Charakter von 
Notstandsarbeiten tragen, können 
leicht über die Notwendigkeit 
struktureller Umschichtungen hin­
wegtäuschen.

Wenn eine Volkswirtschaft so 
arm ist wie die deutsche, wenn sie 
Soziallasten und Besatzungskosten 
zu tragen hat, die ohne Beispiel 
sind, dann ist die Frage der Kosten­
einsparung von besonderer Bedeu­
tung. Bei dem Bemühen um eine 
Steigerung der wirtschaftlichen Lei­
stung stoßen wir immer wieder 
auf die Kapazität unserer Grund­
industrien und ihrer Kostenpro­
bleme. Kohle, Eisen, Stahl. Holz, 
Steine, Zement, Rohstoffe aller Art 
z. T. ausländischer Herkunft, Halb­
fabrikate, Maschinen, Energiever­
sorgung, Verkehrsleistungen sind 
entscheidend für die Schaffung kri­
senfester Arbeitsplätze und für eine 
Vermehrung des Sozialprodukts 
und auch für den Wohnungsbau.

Die Kreditausweitung im Inter­
esse der Kapitalbildung bedeutet 
auch eine Vergrößerung von Kon­
sumentenkaufkraft. Soweit sie noch 
nicht aus der eigenen Produktion . 
befriedigt werden kann, wird man 
mit Einfuhren einer Preissteigerung 
begegnen müssen. Die Einfuhren 
werden mit ausländischen Krediten 
finanziert. Deshalb lassen sie sich 
nur rechtfertigen, wenn sie zu einer 
Steigerung der volkswirtschaftli­
chen Leistung beitragen, die sich 
in absehbarer Zeit auch im inter­
nationalen W ettbewerb behaupten 
kann. Die Liberalisierung des Au­
ßenhandels stößt bei den auslän­
dischen Partnern einstweilen auf 
wenig Gegenliebe. Deshalb ist es 
besonders bedenklich, wenn in 
Verbindung mit der Kreditauswei­
tung die Einfuhr hochwertiger 
Fertigwaren steigt und die Aus­
weitung der Produktionskapazität 
durch eine Zufuhr von Rohstoffen 
vernachlässigt wird. Inländische 
Kredite und Auslandshilfen lenken 
sehr leicht von der Aufgabe einer 
echten Kapitalbildung und der 
Schaffung von krisenfesten Arbeits­
plätzen ab.

Damit ist nicht gesagt, daß man 
nichts tun soll. Die Richtung des 
Tuns ist entscheidend. Es geht 
immer um die Kräftigung der So­
zialstruktur. Dann sind auch die­
jenigen interessiert, die darüber 
entscheiden, wie hoch oder tief 
unser Brotkorb hängt. Spritzen zur 
Linderung dürfen nicht mit Maß­
nahmen zur Gesundung verwech­
selt werden. (we)

Der sdimale W eg zwischen Deflation und Inflation
D a s  Gespenst der Deflation gei­
stert wieder durch die deutsche 
Presse; geleugnet von vielen oder 
als bittere W ahrheit behauptet 
von anderen mit einem mehr oder 
weniger deutlichen Hinweis auf 
das wirtschaftliche und politische 
Chaos der beginnenden dreißiger 
Jahre als Folge der Brüning'schen 
Deflationspolitik.

W as ist Deflation? Am einfach­
sten läßt sich diese monetäre Er­
scheinung mit einer „Unterversor­
gung der Volkswirtschaft mit Geld" 
bezeichnen, die dann vorliegt, 
wenn die optimale Entfaltung der 
Produktivkräfte an einem Geld­
mangel scheitert. Eine derartige

Unterversorgung kann dreierlei 
Ursachen haben. Im e r s t e n  Fall 
schränkt die Notenbank durch ihre 
Politik den Umlauf an Bargeld 
und die Kreditbegebungsmöglich­
keiten ein; die Gesamtkaufkraft 
der Volkswirtschaft sinkt und 
reicht nicht mehr zum Ankauf des 
gesamten Sozialproduktes aus. Ur­
sache einer aktiven Deflations­
politik der Notenbank kann eine 
passive Zahlungsbilanz der laufen­
den Rechnung sein, wie sie bei­
spielsweise verstärkt im Dezem­
ber 1949 auftrat, oder die Furcht 
vor inflationistischen Preissteige­
rungen wie in den ersten Monaten 
nach der Währungsreform.



Z w e i t e n s  kann eine Flucht 
in die Geldwerte durch Privatleute 
vorliegen; Man versucht Waren, 
Wertpapiere und Landbesitz zu 
veräußern, da das Geld voraus­
sichtlich eine W ertsteigerung er­
fahren wird. Geld wird gehortet 
und die Preise der im Überfluß 
angebotenen W aren sinken. Eine 
derartige Hortung von liquiden 
M itteln —  oft in Form von un­
genutzten Bankguthaben —  können 
auch Firmen vornehmen, wenn die 
Furcht vor Verlusten bei sinken­
den Preisen zu einer verstärkten 
Liquiditätsneigung führt.

D r i t t e n s  können auf Grund 
der allgemeinen W irtschaftslage 
die Banken zu einer fortschreitend 
vorsichtigeren Kreditgewährung 
neigen. Man wagt nicht mehr die 
Finanzierung von Investitionen, 
sondern vergrößert seine Liquidität.

So entwickelt sich ein fort­
schreitender Schrumpfungsauto­
matismus, der durch hohe Arbeits­
losenziffern und sinkende Preise 
und Investitionen gekennzeichnet 
ist. Die sinkenden Einkommen 
verringern die künftige Nachfrage 
und hindern die optimale Ausnut­
zung der Produktionsfaktoren.

Bestehen gegenwärtig derartige 
deflationistische Tendenzen? Auf 
den ersten Blick mögen sie von 
der güterwirtschaftlichen Seite 
aus gesehen vofliegen, aber ande­
rerseits haben wir eine ständig 
steigende Geld- und Kreditmenge 
und ein —  wenn auch nicht im 
gleichen Maße wachsendes Sozial. 
Produkt. Allein die Kreditexpan­
sion des Jahres 1949 betrug fast 
5 Mrd. DM.

Im Jahre 1949 stieg die Produk­
tion um fast 25 “/o, die Zahl der 
Beschäftigten aber nur um 6— 8 "/o. 
Die wachsende Produktivität und 
das alljährlich um 300 000 Men­
schen zunehmende Arbeitsangebot 
erfordern jedoch neben der W ie­
derherstellung zerstörter Kapazi­
täten deren Ausdehnung um rund 
30 "/o, um alle Arbeitskräfte auf­
saugen zu können. Eine derartige 
Aufgabe wurde noch nie einer 
Marktwirtschaft gestellt. Zu ihrer 
Durchführung sind nicht kurz­
fristige Mittel, die die Notenbank 
bereitstellen kann, sondern ist 
langfristiges Investitionskapital 
notwendig. Jede unmittelbare V er­
größerung der Kaufkraft hemmt

primär die Export- und die In­
vestitionsbereitschaft. Die Un­
gleichgewichte im Verhältnis der 
Versorgung von kurzfristigen Geld- 
und langfristigen Kapital-Mitteln 
einerseits und der unorganische 
Aufbau der deutschen Produktion 
andererseits, die zu einer ver­
stärkten Nachfrage sowohl nach Ge- 
genwarts-(Konsum-) gütern als auch 
nach zukünftigen (Investitions-) 
gütern führen, verbunden mit dem 
Fehlen bzw. der Umnöglichkeit 
eines Funktionierens des Zins- 
eutomatismus, bilden das Kern-

problem unserer heutigen W irt- 
Echaftspolitik. Die Bank Deutscher 
Länder sieht durchaus die Gefahr, 
daß aus den Disproportionen sich 
ein deflationistischer Schrump­
fungsprozeß entwickeln kann und 
hält deshalb eine Politik der-Vor­
finanzierung für den Export und 
„gewisser Investitionsvorhaben" 
für unbedenklich und sogar un­
erläßlich. Ihre Kredite sollen aber 
möglichst einen Überbrückungs­
charakter behalten, da diese spä­
teren Einwirkungsversuchen der 
Notenbank entzogen werden. (Rp)

Das klinische Bild
Im  Ablauf der Konjunkturzyklen 
treten deflationäre Erscheinungen 
auf, wenn' die Sättigung des Mark­
tes und die Übersetzung des Pro­
duktionsapparates einen Kontrak­
tionsprozeß notwendig machen. 
Beide Bedingungen der Güterseite 
sind im gegenwärtigen W irtschafts, 
bild nicht gegeben. ,Die lebens­
wichtigen Bedürfnisse weiter Be­
völkerungsschichten sind unbefrie­
digt, und der schwer angeschlagene 
Produktionsapparat ist weder im­
stande den großen Nachholebedarf 
zu decken, noch das Güteräquiva­
lent für die erforderlichen Ein­
fuhren zu liefern. Auf der Produk­
tions- und Güterseite liegt also 
kein Anlaß vor, um mit Investiti­
onen zurückhaltend zu sein. Man 
kann auch nicht davon sprechen, 
daß seit der Währungsreform eine 
faktische Kredit- und Investitions­
schrumpfung stattgefunden hat. Es 
ist im Gegenteil unverhältnismäßig 
viel investiert worden. Aber die 
starken Abzüge von Mitteln aus 
der Konsumsphäre konnten nicht 
befruchtend wirken, da sie durch 
die übermäßig hohe Preisgestaltung 
die echte Nachfrage zurückhielten 
und statt der Rationalisierung und 
der Erweiterung des Produktions­
apparates zu dienen, mehr für die 
Übersetzung des Handelsapparates 
und für die Deckung unverhältnis­
mäßig hoher Verwaltungskosten 
verwendet wurden.

Die dadurch verursachten hohen 
Abzüge aus der Konsumsphäre 
mußten zu einem Rückgang der 
Umsätze führen. Damit wurde der 
Anschein einer Marktsättigung er. 
weckt und das Investitions- und 
Rationalisierungsinteresse vermin­

dert. Daß die tatsächlich hohen In­
vestierungsmittel fast gar nicht 
der Entwicklung der entscheiden­
den Industrie- und W irtschafts­
zweige zugute kamen, lag an der 
völlig falschen Beurteilung der 
Markt- und Geldsituation bei der 
Währungsreform, dem völligen 
Fehlen einer Investitionslenkung 
und der übertriebenen Sorge vor 
einer Währungserschütterung durch 
Kreditschöpfung. Tatsächlich hat 
das Ausmaß der Kreditausweitung 
weder dem Zustrom von Arbeits­
fähigen noch der anfänglich schnel­
len Produktionssteigerung Rech­
nung getragen.

So zeigt sich das klinische Bild 
einer Deflation, ohne daß die Vor­
aussetzungen dafür vorhanden 
wären. Das ist gut und schlecht. 
Gut, weil sich dadurch die Mög­
lichkeiten bieten, dem Schrump­
fungsprozeß zu begegnen, ohne die 
Gefahr einer inflationären Ent­
wicklung zu laufen. Schlecht, weil 
sich durch die bisherige Entwick­
lung ein Sozialgefüge herausgebil­
det hat, das unserer gegenwärtigen 
Lage nicht entspricht und eine 
Auseinandersetzung über politische 
und wirtschaftspolitische Ideolo­
gien heraufbeschworen hat, die die 
zum Wiederaufbau notwendige Tat­
kraft lähmen.

Bei einer Weiterführung die­
ser Politik müssen wir dazu gelan­
gen, daß ein nicht ausgebauter 
Produktionsapparat für eine Teil­
bevölkerung arbeitet, während 
Kräfte brach liegen, die dringend 
zum Wiederaufbau des Prodükti- 
onsapparates und zur Beseitigung 
der Wohnungsnot eingesetzt wer­
den müßten. (h)



Anregungen für den Konsulardienst
Betriebsbesiditigungen für Anwärter

B e i  der Suche nach den geeig- gleichen, und die Anwärter sind 
netsten Methoden zur Ausbildung -auch gehalten, über das Ergebnis
von Anwärtern für den künftigen 
deutschen konsularischen Dienst 
sollten auch die im Ausland be­
stehenden Einrichtungen und die 
damit gemachten Erfahrungen ein­
gehend geprüft werden. So hat 
unser Nachbarland Belgien, das 
nach Produktion und ’ Ausfuhr­
abhängigkeit sehr wohl mit der 
Bundesrepublik verglichen werden 
kann, für die wirtschaftliche Aus­
bildung der Anwärter des bel­
gischen diplomatischen und konsu­
larischen Dienstes eine Form qua­
lifizierter Betriebsbesichtigungen 
eingeführt, die geeignet erschei­
nen, die Anwärter in kurzer Zeit 
mit der Struktur und den Bedürf­
nissen der belgischen W irtschaft 
und gleichzeitig mit der Durch­
führung von Enqueten vertraut 
zu machen.

Diese Besichtigungen finden 
während einer Zeit von sechs 
Monaten statt, und zwar bei den 
Betrieben von Industrie und Land­
wirtschaft sowie Hafenbetriebenj 
auch Gewerbeschulen werden da­
bei besichtigt. An jedem Tag wer­
den zwei, manchmal drei Betriebe 
aufgesucht.

Die Anwärter erhalten auf diese 
W eise einen umfassenden Einblick 
in die industriellen Anlagen, sie 
sehen die aufgestellten Arbeits­
maschinen, hören etwas über Her­
stellungsverfahren und kommen 
mit den in der Geschäftsleitung, 
der Produktion und Verwaltung 
tätigen Menschen in Verbindung. 
Die Besichtigungen werden keines­
wegs auf große Unternehmungen 
beschränkt, sondern es werden 
ebenso sehr kleine und mittelgroße 
Betriebe aufgesucht.

W esentlich ist, daß die einzelnen 
Besichtigungen in besonderen Lehr- 
gängen über Technologie und indu­
strielle Terminologie vorbereitet 
werden, wobei die Anwärter Ge­
legenheit haben, auch die von 
ihren Vorgängern ausgearbeiteten 
Berichte über die früher erfolgten 
Besichtigungen zu studieren.

Offenbar sind solche qualifizier­
ten Besichtigungen nicht mit den 
üblichen Laienbesuchen zu ver­

einen Bericht anzufertigen. Danach 
bespricht der Anwärter seinen 
Entwurf mit seinen Kollegen, die 
Kritik üben und Änderungsvor­
schläge machen. Nachträglich not­
wendig werdende Auskünfte ver­
schafft sich der Bearbeiter durch 
Rückfragen im Betrieb, wofür er 
sich im allgemeinen schon vorher 
die Hilfe eines Firmenmitgliedes 
gesichert hat. Das endgültig fertig­
gestellte Manuskript wird aus­
gedruckt und mit dem Namen des 
Berichterstatters gezeichnet, was 
natürlich einen Ansporn zu best­
möglicher Leistung bedeutet.

Vom Beginn an werden die An­
wärter nachdrücklichst auf die 
große Bedeutung ihrer künftigen 
wirtschaftlichen Tätigkeit im A us-, 
land hingewiesen. Dafür ist die

gründliche Kenntnis auch der 
eigenen W irtschaft unerläßlich, und 
die Besichtigungen sollten diese 
Kenntnis vertiefen.

Am Schlüsse der W irtschafts­
ausbildung steht das Handels­
examen vor einer aus acht Mit­
gliedern bestehenden Prüfungs­
kommision, von der drei Mitglie­
der V ertreter der Industrie sind.

Mit dieser Ausbildung der bel­
gischen Anwärter in wirtschaft­
lichen Fragen verbindet sich noch 
ein weiterer Zweck von nicht ge­
ringerer Bedeutung. Das enquete­
mäßige Vorgehen bei den einzel­
nen Besichtigungen, das Rede- und 
Antwortstehen mit Betriebsleitern, 
Ingenieuren, Werkmeistern, Ex­
portleitern und Hilfspersonal 
macht die Anwärter mit den 
Methoden der Erhebung und der 
Analyse, die sie bei der Ausübung 
ihres späteren Berufes im Ausland 
praktisch verwenden müssen, 
schon in der Heimat vertraut, (ck)

Die Schweiz in der europäisdien Zusammenarbeit
K riegsverschont steht die Schweiz für die Eidgenossen nicht der ge-
außerhalb der Marshall - Hilfe und 
gehört damit auch nicht zum 
Kreise der zum Zwecke des Aus­
gleichs der Zahlungsbilanzen mit 
gegenseitigen Ziehungsrechten aus- 
gestattenen Ländern. Langwierigen 
Bemühungen der Organisation für 
europäische Wirtschaftszusammen­
arbeit (OEEC) ist es dann anläß­
lich der Verhandlungen zur Erneue­
rung des europäischen Zahlungs­
planes für 1949/50 gelungen, die 
Schweiz in den Marshallplan- 
Handel einzugliedern.

Offiziell und in der Schweizer 
Presse ist nach dieser Pariser Neu­
regelung die Genugtuung ausge­
sprochen worden, daß die „Benach­
teiligung der Schweiz im Handels­
verkehr niit den europäischen 
Mashallplan-Ländern hinweggefal­
len" ist, doch wurde im selben 
Atemzuge .vor voreiligen Optimis­
mus gewarnt. Und in der Tat; die 
bis jetzt im Rahmen dieser Neu­
ordnungen mit Marshallplan-Län­
dern bezw. auf Grund des euro­
päischen Zahlungsplanes zustande­
gekommenen schweizerischen Lie­
ferungen sind gering und bedeu­
tungslos im Außenhandel der Eid­
genossenschaft. Käme es einzig auf 
die materielle Seite an, bestände

ringste Anlaß zu Sympathien mit 
solchen administrativen und aus 
ihrer Natur heraus hemmenden und 
einengenden Planregelungen, von 
der prinzipiellen Hinneigung des 
Schweizers zu Individualismus und 
Liberalismus auch im W irtschaft­
lichen ganz abgesehen. So stark 
jedoch dieser Hang und Drang zur 
nicht reglementierten und nur v o n  
gewachsenen Rechtsnormen diri­
gierten Lebens, und W irtschafts­
führung beim Schweizer auch sein 
mag; daß nach Niederbruch und 
Chaos andere, abgesteckte W ege 
gegangen werden müssen, um einen 
sinnvollen Wiederaufbau und eine 
möglichst besser ausgeglichene 
und funktionierende kontinentale 
oder W eltwirtschaft herbeiführen 
zu können, diese Einsicht ist so 
gut wie Allgemeinauffassung in der 
Schweiz.

Das Streben der Schweiz zum 
Handelsverkehr mit den euro­
päischen Marshallplan-Ländern ist 
somit und nicht in geringem Maße 
auch Ausdruck des Bewußtseins 
der wirtschaftlichen Verbundenheit 
oder Solidarität mit Europa auf 
Gedeih und Verderb. Die gleich­
falls im vergangenen Jah r erfolgte 
Gründung eines „Schweizerischen



Nationalkomitees für europäische 
Zusammenarbeit" unter dem Prä­
sidium des durch seine über den 
Rundfunk gegebenen weltpoliti- 
sehen Orientierungen in den Kriegs­
jahren berühmt gewordenen Pro­
fessor J .  R. von Salis zeugt ferner­
hin von diesem schweizerischen 
Allgemeinbewußtsein. Beruht die 
Eidgenosssenschaft auf dem Prinzip 
des nationalen Ausgleichs, mit dem 
die Viervölkergemeinschaft steht 
und fällt, ist dem Schweizer eine 
höhere politische wie wirtschaft­
liche europäische Ordnung unter 
Ausgleichung und Anpassung der 
Länder- oder Staatenwirtschaften 
eine geläufige Vorstellung und 
dünken ihm erstrebenswert. Des­
halb ist er bereit, sich mit seiner 
leistungsfähigen Volkswirtschaft 
dieser europäischen Ordnung an­
zupassen und einzufügen in der 
Überzeugung, daß mit einer allge­
meineuropäischen wirtschaftlichen 
und sozialen W ohlfahrt auch die 
eigene gegeben ist. Zusammen­
ballungen von Mitteln oder Über­
schüssen auf der einen und Mangel 
und Defizite auf der anderen Seite 
scheinen ihm nur gefährlich und 
den allgemeinen wie ökonomischen 
Interessen Europas und jedes sei­
ner Glieder entgegenzustehen.

Die gegenwärtige W irtschafts­
situation Europas und die Deutsch, 
lands als sein Kernstück wird 
durch mannigfache Krisenanzeichen

gekermzeichnet, davon die west, 
deutsche Millionenarbeitslosigkeit 
eines der beunruhigendsten ist. 
Wird die W irtschaftslage W est­
deutschlands auch als das Ergeb­
nis besonderer Umstände mehr 
anomalen Charakters und bedauer­
licher Fehllenkungen angesehen, 
ist sie gleichfalls mitbestimmt

durch vielfachen Mangel. Dieser 
kann nur behoben werden durch 
unvoreingenommene Berücksichti­
gung innerhalb des europäischen 
Zahlungsplanes. Verständigung und 
Ausgleich hierin sind unerläßlich; 
soll der Schaden nicht einmal auf 
ganz Europa und darüber hinaus 
zurückfallen. (Zi.)

Der Geist des vereinten Europa
1 7  s sollte zu denken geben, daß Widerstand gegen ein Unrecht uns 

auch diesmal wieder über alle parteipolitischen Vorurteile hinweg 
zusammengeführt hat. Zu denken geben in zweierlei Hinsicht: Einmal 
nach innen gesehen, daß dadurch ein einwandfreier Beweis erbracht 
worden ist, daß auch heute noch ein Zusammengehen zwischen Regie­
rung und Opposition möglich ist, wenn es sich um große Aufgaben han­
delt (und ist nicht auch der Wiederaufbau eine große Aufgabe?). Zwei­
tens nach außen gesehen: daß unsere Freunde diesseits und jenseits 
des Kanals für uns doch auch einen anderen Köder als Unrecht haben 
müßten, um uns zur Einigkeit zu erziehen, ln der kalten Abtrennung der 
Saar, um die es sich beim Saarabkommen tatsächlich handelt, liegt ein 
Unrecht, das auch durch völkerrechtliche Auslegungsversuche nicht ver­
ringert wird. Da uns genau bekannt ist, was man mit willfährigen Re­
gierungen machen kann, kann uns der Hinweis Frankreichs, daß es 
seine Souveränitätsrechte eingeschränkt habe, wenig beruhigen.

Wenn man an das vereinte Europa glaubt, dann wäre es nicht not­
wendig gewesen, ein Stück aus einem Körper herauszüreißen, um es in 
einen anderen Körper einzufügen. Selbst wenn wir weiterhin an dem 
Einigungswelk mitarbeiten, ist durch diesen Akt unser Glaube an den 
ehrlichen W illen zur europäischen Gemeinschaft erschüttert worden. 
Man darf uns nicht verübeln, daß wir uns fragen, ob heute noch der 
Geist zur Durchführung einer solch großen Idee lebendig ist. Vielleicht 
sind wir unmittelbar nach dem Ende des Krieges mit dem Schauer des 
frischen Erlebnisses im Herzen der Durchführung näher gewesen als 
heute. Ich fürchte, daß die Dokumentation unserer Einmütigkeit uns 

, keinen materiellen Nutzen bringen wird, vielleicht bringt es uns den 
ideellen Gewinn, daß man im Unglück einig und stolz sein muß. (sk)

Dr. H e n r i  R i b o t , P a r i s  ,

Ungerechtfertigte Enttäuschung über die OEEC.
Dieser letzte Bericht von Dr. Henri Ribot, der wie alle seine Arbeiten von seinem 

■ Glauben an die wirtschaftliche Vereinigung Europas zeugt, erreichte uns kurz vor der 
Nachricht von seinem plötzlichen Tode. Es ist ein tragisches Geschick, daß dieser Tod 
zeitlich so eng zusammenfällt mit dem schweren Schlag, den die Zukunft der europäischen 
Zusammenarbeit durch den Abschluß des Saarabkommens erfahren hat. Um so schwerer 
zählt für uns der Verlust eines Freundes, den Deutschland in Frankreich hatte. Die 
Gespräche mit Herrn Ribot, die zum Teil im „Wirtschaftsdienst" ihren Niederschlag 
fanden, waren immer anregend und fördernd, gerade auch dann, wenn wir die Dinge 
aus einer anderen Perspektive sahen.

W'enn wir nach Abschluß der 'letzten Tagungs­
periode der Europäischen Organisation für die 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit einige Zeit haben 
verstreichen lassen, ehe wir ihre Ergebnisse im ein­
zelnen kommentieren, so deshalb, weil unter dem 
Druck der Aktualität nur allzuviele Kommentare ver- 
öffenthcht worden sind, die der tatsächlich ge­
leisteten Arbeit aller Beteiligten nicht genügend

Rechnung trugen. Es schien uns nötig, einigen Ab­
stand von den Dingen zu gewinnen. Denn es scheint 
uns gefährlich, durch eine vorschnelle Kritik, die der 
Ungeduld der Ewig-Unzufriedenen entgegenkommt, die 
schlechte Informiertheit der Öffentlichkeit zu fördern, 
die stets zu Enttäuschungen führen muß!
In der Tat hatte sich die ganze W elt von der letzten 
Tagungsperiode der OEEC. nicht nur in W irtschaft­


